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www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
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Papierfassung. 
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11796/2023 
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20. Februar 2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans „Vor der Wolfskup-

pe“, Stadt Brotterode-Trusetal, Landkreis Schmalkalden-Meiningen 

(Planstand: Januar 2023) 

 

2 Anlagen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer Landes-

verwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 

 

1. Belange der Raumordnung (Anlage 1) 

2. Beachtung des Entwicklungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB (Anlage 2) 

 

In der Anlage 2 erhalten Sie darüber hinaus weitere beratende planungs-

rechtliche Hinweise. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. 

Olaf Hosse 

Referatsleiter 

(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 

http://www.thueringen.de/
file://///VSrv-Daten-SHL/kerstin.tivodar$/VIS/A%20neue%20Vorlagen%20nach%20Markenhandbuch/Weimar/www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/
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Anlage 1 zum Schreiben vom 17.02.2023 (B-Plan „Vor der Wolfskuppe“, Zeichen: 5090-340-4621/3332-1-

11796/2023) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raum-

ordnung 

 

 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

Ein Großteil des Plangebietes liegt im Vorranggebiet Landwirtschaftliche Bodennut-

zung LB-43 „Nordwestlich Trusetal“. Hier steht die Planung im Widerspruch zu Ziel 

Z 4-4 des RP-SWT. 

b) Rechtsgrundlage 

Regionalplan Südwestthüringen (RP-SWT, Bekanntgabe der Genehmigung im Thür-

StAnz 19/2011 vom 09.05.2011 und ThürStAnz 31/2012 vom 30.07.2012) 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Gemäß der zeichnerischen Darstellung in der Raumnutzungskarte des Regionalplan 

Südwestthüringen wird ein Großteil des Plangebietes (Süden und Osten) vom Vor-

ranggebiet Landwirtschaftliche Bodennutzung LB-43 „Nordwestlich Trusetal“ erfasst. 

Das Ziel Z 4-4 des RP-SWT legt fest, dass Vorranggebiete Landwirtschaftliche Boden-

nutzung für eine nachhaltige Entwicklung der Landbewirtschaftung vorgesehen sind. 

Andere raumbedeutsame Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen, soweit 

diese mit der vorrangigen Funktion nicht vereinbar sind. In diesem Teilbereich des 

Plangebietes steht die Errichtung einer raumbedeutsamen Photovoltaik-

Freiflächenanlage im Widerspruch zum Ziel Z 4-4 des RP-SWT. 

 

Der Regionalplan Südwestthüringen wird derzeit fortgeschrieben. Im vorliegenden 

Entwurf (E-RP-SWT, Beschluss-Nr. 06/371/2018 vom 27.11.2018) wurde die Abgren-

zung des Vorranggebietes LB-43 beibehalten. 

 

Die Planung von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen sollte auf der Grundlage 

eines Gesamtkonzeptes für das Gemeindegebiet erfolgen.  

 

In diesem sind, unter Berücksichtigung der Entwicklungsziele der Stadt Brotterode-

Trusetal und der raumordnerischen Erfordernisse, die geeigneten Standorte für PV-

FFA im Rahmen einer entsprechenden Alternativenprüfung zu ermitteln. Aus gesamt-

gemeindlicher Perspektive ist nachvollziehbar darzulegen, dass die städtebaulich best-

geeigneten Flächen im Gemeindegebiet genutzt werden sollen, um den langfristigen 

Bedarf an der Photovoltaikfreiflächennutzung zu sichern. 

 

Sollten im Ergebnis eines solchen Konzepte keine geeigneten Flächen außerhalb von 

raumordnerischen Vorranggebieten zu finden sein, kann ggf. die Durchführung eines 

Zielabweichungsverfahrens in Frage kommen. 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Mit dem Bebauungsplan „Vor der Wolfskuppe“ soll die baurechtliche Grundlage für die 

Errichtung einer ca. 8,27 ha großen Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) in der 

Gemarkung Herges-Voigtei in der Stadt Brotterode-Trusetal geschaffen werden. Das 

vorgesehene Plangebiet liegt westlich der Landesstraße L 1126 zwischen dem Ortsteil 

Trusetal im Süden und dem Ortsteil Bairoda (Stadt Bad Liebenstein) im Norden. Ent-

sprechend der vorliegenden Begründung zum Bebauungsplan handelt es sich bei dem 

Gebiet teilweise um Flächen einer Deponie, Ruderalfluren und Grünland. 

 

Entsprechend der Karte 4-2 des Regionalplans Südwestthüringen wird die gesamte 

Vorhabenfläche, neben dem Vorranggebiet LB-43, darüber hinaus vom Vorbehaltsge-

biet Tourismus und Erholung „Thüringer Wald“ erfasst. Gemäß dem Grundsatz G 4-27 

des RP-SWT soll in den ausgewiesenen Vorbehaltsgebieten Tourismus und Erholung 

einer natur- und landschaftsgebundenen Erholung sowie einer infrastrukturell gepräg-

ten Freizeitgestaltung bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nut-

zungen ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Eine dauerhafte Beeinträchti-

gung der Vorbehaltsfunktion kann aus Sicht der oberen Landesplanungsbehörde auf-

grund der Ausdehnung des Vorbehaltsgebietes und der Größe des geplanten Sonder-

gebietes PV-Anlage „Vor der Wolfskuppe“ offensichtlich ausgeschlossen werden. Im 

Entwurf des Regionalplans Südwestthüringen ist das Vorbehaltsgebietes Tourismus 

und Erholung ebenfalls beibehalten. 

 

Die Erhöhung des Anteiles erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch ist eine 

raumordnerische Zielstellung. Dies ergibt sich u.a. aus dem Ziel Z 5.2.7 und dem 

Grundsatz G 5.2.8 des Landesentwicklungsprogrammes Thüringen 2025 (LEP, GVBI 

6/2014 vom 04.07.2014). 

 

Sowohl das Landesentwicklungsprogramm 2025 als auch der Regionalplan Südwest-

thüringen (RP-SWT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz Nr. 19/2011 vom 

09.05.2011) enthalten planerische Vorgaben zur Standortwahl für großflächige Anla-

gen zur Nutzung der Solarenergie. So soll die Errichtung großflächiger Anlagen gemäß 

dem Grundsatz G 5.2.9 des LEP 2025 auf baulich vorbelasteten Flächen erfolgen oder 

auf Gebieten, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein eingeschränktes Freiraum-

potenzial vorweisen. Die Verfestigung einer Zersiedlung sowie eine zusätzliche Frei-

rauminanspruchnahme sollen vermieden werden. 

 

Der Grundsatz G 3-22 des RP-SWT sieht vor, dass raumbedeutsame Photovoltaik-

Freiflächenanlagen bevorzugt auf baulich vorgeprägten Flächen wie Deponien, Brach- 

und Konversionsflächen ohne besondere ökologische oder ästhetische Funktion errich-

tet werden sollen.  

Im Bereich der Deponie im nordwestlichen Teil des Plangebietes wird diesen raumord-

nerischen Grundsätzen bezüglich der standörtlichen Einordnung einer Photovoltaik-

Freiflächenanlage entsprochen. 

Wie bereits unter 1c beschrieben, wird die Aufstellung eines gesamtgemeindlichen 

Konzeptes zur Koordinierung von PV-FFA empfohlen. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 17.02.2023 (B-Plan „Vor der Wolfskuppe“, Zeichen: 5090-340-4621/3332-1-

11796/2023) 

 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des Entwick-

lungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 

 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

Der Bebauungsplan kann nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, da 

bislang keiner existiert. 

 

Zum aktuellen Zeitpunkt sind die Voraussetzungen für einen vorzeitigen Bebauungs-

plan nicht gegeben. 

 
b) Rechtsgrundlage 

§ 8 Abs. 2 S. 1 BauGB 
 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Ohne einen wirksamen Flächennutzungsplan kann nur ein vorzeitiger Bebauungsplan 

aufgestellt werden. Dafür müssen die Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 S. 1 BauGB 

vorliegen. 

 
d) Begründung der Einwendungen 

Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln. Ohne Flächennutzungsplan kann dem Entwicklungsgebot nicht entspro-

chen werden. Laut Begründung (S. 7) soll bis Ende des Jahres 2023 ein Vorentwurf für 

einen Flächennutzungsplan erarbeitet werden. 

 

Bis der Flächennutzungsplan vorliegt, ist es möglich vom Entwicklungsgebot abzuwei-

chen, indem ein vorzeitiger Bebauungsplan (wie im vorliegenden Fall beabsichtigt) 

aufgestellt wird. Dafür müssen die Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 S. 1 BauGB ge-

geben sein: Es müssen dringende städtebauliche Gründe den Bebauungsplan erfor-

dern und dieser darf der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung nicht entgegen-

stehen. 

 

Wie in der Begründung (S. 7) korrekt beschrieben, ergeben sich die dringenden Grün-

de hier aus § 2 EEG, wodurch die Errichtung und der Betrieb von erneuerbaren Ener-

gieanlagen im überragenden öffentlichen Interesse liegen. Die dringenden Gründe lie-

gen daher eindeutig vor. 

 

Im Gegensatz dazu sind die Ausführungen zur städtebaulichen Entwicklung auf S. 7 

nicht ausreichend. Auch wenn der vorliegende Standort als geeignet für eine Photovol-

taik-Freiflächenanlage (PV-FFA) angesehen wird, muss eine Betrachtung von Stand-

ortalternativen im gesamten Gemeindegebiet durchgeführt werden. Aus dieser Prüfung 

(welche in der Begründung zu dokumentieren ist) muss hervorgehen, weshalb der ge-

wählte Standort am ehesten für die Errichtung einer PV-FFA geeignet ist. Dafür eignet 

sich die Erstellung eines gesamtgemeindlichen PV-Konzeptes. Die Aussagen, dass der 

Vorentwurf des Flächennutzungsplans dem Bebauungsplan angepasst wird, reicht da-

zu nicht aus. 
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Des Weiteren spricht derzeit gegen eine geordnete städtebauliche Entwicklung und ei-

ne Umsetzung des Vorhabens, dass an dem gewählten Standort bereits ein rechtskräf-

tiger vorhabenbezogener Bebauungsplan (Landwirtschaftsbetrieb mit Urlauberpension 

und Wildgehege „Kochfeld“) aus dem Jahr 1995 existiert. Dieser muss zuerst nach 

§ 12 Abs. 6 BauGB im vereinfachten Verfahren i.S.d. § 13 BauGB aufgehoben werden, 

da er laut aktuellem Luftbild nie umgesetzt wurde. Der Bebauungsplan entspricht der-

zeit nicht der beabsichtigen städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde. Die Voraus-

setzungen für einen vorzeitigen Bebauungsplan liegen daher nicht vor. 

2. ☐ Fachliche Stellungnahme 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

A. Wahl der Verfahrensart 

Unabhängig von der Stellungnahme und den fehlenden Voraussetzungen für einen vor-

zeitigen Bebauungsplan ist die Entscheidung, einen Angebotsbebauungsplan nach § 9 

BauGB aufzustellen, fraglich. Da es sich offenbar um einen Investor handelt (S. 7 Be-

gründung) und bereits ein „Bauplanungsvertrag“ erstellt wurde, handelt es sich hier viel-

mehr um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 BauGB. Im Durchfüh-

rungsvertrag gemäß § 12 Abs. 1 S. 1 BauGB kann auch der Rückbau der Anlagen (wie in 

den textlichen Festsetzungen unter 1.2 beschrieben) vereinbart werden. Besonders rele-

vant für die Gemeinde im Falle einer Aufhebung des Bebauungsplans ist, dass der Vor-

habenträger bzw. die –trägerin keine Ansprüche gegen die Gemeinde geltend machen 

kann (§ 12 Abs. 6 S. 2 BauGB). 

 

B. Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen 

In den textlichen Festsetzungen wird kein Bezugspunkt zur Höhe der baulichen Anlagen 

festgelegt. Bei Höhenfestsetzungen sind gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO die erforderlichen 

Bezugspunkte zu bestimmen. In der Nutzungsschablone wird lediglich die „Oberkante 

Geländeoberfläche“ als Bezug angegeben. Dieser Bezugspunkt genügt in aller Regel 

nicht den allgemeinen Bestimmtheitsanforderungen für Gebäude, wenn die Höhenlage 

im Plan nicht näher bestimmt ist (vgl. z.B. VGH Mannheim, Urteil vom 09.05.2019 – 5 S 

2015/17), wie es im vorliegenden Plan der Fall ist. Das natürliche Geländeniveau ist ohne 

weiteren Bezugspunkt nicht ausreichend vor Veränderungen gesichert (vgl. OVG 

Schleswig, Urteil vom 03.06.2002 – 7a D 75/99). Für die (gebäudeähnlichen) Nebenan-

lagen ist daher ein eindeutiger Bezugspunkt zu wählen. Im Falle eines recht ebenen Ge-

ländes sollten auch für die Photovoltaikanlagen ein geeigneter Bezugspunkt festgesetzt 

werden. In jedem Fall sollte die Höhenlage im Plan durch Höhenlinien oder –punkte dar-

gestellt werden. 

 

C. Weitere textliche Festsetzungen 

Die zeichnerischen Festsetzungen zur Grundflächenzahl sollten sich auch in den textli-

chen Festsetzungen wiederfinden. 

Die Festsetzungen unter Punkt 3.3 und 4.1 gehören zu grünordnerischen Festsetzungen.  

Alle Festsetzungen zur Beleuchtung und Blendung gelten als bauordnungsrechtliche 

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 2 ThürBO. Die Festsetzungen 

zum Immissionsschutz sind im vorliegenden Fall nicht relevant, da sich einerseits in der 

näheren Umgebung keine schutzbedürftige Bebauung befindet und andererseits die ge-

machten Angaben immer einzuhalten sind. 

Die Nummerierung der textlichen Festsetzungen sollte möglichst mit den zeichnerischen 

Festsetzungen übereinstimmen. 
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D. Planzeichnung und Zeichenerklärung 

Der Planzeichnung sollte zur besseren Lesbarkeit die Straßennamen hinzugefügt werden 

und die Nutzungsschablone aus der Zeichenerklärung ist auch auf dem Baugebiet fest-

zusetzen. Ebenso sollten die Höhenangaben, wie oben beschrieben, in den Plan einge-

tragen und in der Zeichenerklärung ergänzt werden. 

 

Dem sonstigen Sondergebiet ist in der Planzeichenerklärung die Zweckbestimmung So-

lar hinzuzufügen. Punkt 2 sollte unterteilt werden in „Maß der baulichen Nutzung“ und 

„Bauweise, Baulinien, Baugrenzen“. Unter dem Maß der baulichen Nutzung sind die GRZ 

(welche in der Erklärung einmal ausgeschrieben werden sollte) und die Höhe baulicher 

Anlagen einzuordnen. Im Übrigen muss die Baugrenze nicht in der Zeichenerklärung er-

läutert werden. Allerdings sollte das Planzeichen näher an der PlanZV (Planzeichen 3.5, 

Anlage 1 PlanZV) orientiert sein, damit es im Plan besser lesbar ist.  

Die Nutzungsschablone sollte unter einem gesonderten Gliederungspunkt aufgeführt 

werden. 

 

Unter den grünordnerischen Einzelmaßnahmen wird der „Erhalt des vorhandenen Ge-

hölzbestandes“ festgesetzt. Die Gehölze sollten dementsprechend auch in der Plan-

zeichnung und Erklärung ergänzt werden. Das Planzeichen 15.13, Anlage 1 der PlanZV 

zur Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs, widerspricht in der Zeichenerklärung 

der Festsetzung im Plan und sollte daran angepasst werden. 

 

Folgende Planzeichen unter den Bestandsangaben finden sich nicht in der Planzeich-

nung wieder: Mittelspannungs-Freileitung, Vorhandene Wege und Bäume im Bestand. 

Diese sind entweder aus der Zeichenerklärung zu entfernen oder der Planzeichnung hin-

zuzufügen. 

Insgesamt enthält die Erklärung einige Planzeichen, die nicht im Plan festgesetzt sind 

(z.B. Ausgleichsmaßnahmen). Es ist jedoch davon auszugehen, dass diese im weiteren 

Verfahren ergänzt werden. 

 

E. Allgemeines 

Der Planurkunde sollte zur besseren Verortung des Vorhabens ein Lageplan hinzugefügt 

werden, insbesondere um Bürgern und Bürgerinnen eine leichtere Einordnung und Betei-

ligung zu ermöglichen. 

 

Ohne Grünordnungsplan und Umweltbericht ist keine Beurteilung zu den Ausgleichs-

maßnahmen möglich. 

 

Laut Planzeichnung und nachrichtlicher Übernahme befindet sich im Geltungsbereich 

des Bebauungsplans eine Fläche mit Altlasten. In der Begründung werden jedoch keine 

Aussagen dazu getroffen, was mit diesen geschehen soll, ebenso ist das Planzeichen 

nicht in der Planzeichenerklärung enthalten. Für das Bauvorhaben ist relevant, ob die Alt-

lasten entfernt werden oder im Boden verbleiben sollen und welche Auswirkungen das 

Vorgehen auf das Bauvorhaben hat. Gegebenenfalls sind bedingte Festsetzungen nach 

§ 9 Abs. 2 BauGB auf der vorbelasteten Fläche vorzunehmen. 

Die im Inhaltsverzeichnis angegebenen Seitenzahlen sollten sich auch auf den nachfol-

genden Seiten wiederfinden. 
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